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§ 17  Implantologische Leistungen 
 
1Aufwendungen für implantologische Leistungen sind nur bei Vorliegen einer der folgenden Indikationen 
beihilfefähig:

1.  nicht angelegte Zähne im jugendlichen Erwachsenengebiss, wenn pro Kiefer weniger als acht Zähne 
angelegt sind, nach einem einzuholenden Gutachten,

 
2.  bei großen Kieferdefekten in Folge von Kieferbruch oder Kieferresektionen, wenn nach einem 
einzuholenden Gutachten auf andere Art und Weise die Kaufähigkeit nicht wieder hergestellt werden kann.

 
2Liegen die Indikationen nicht vor, sind die Aufwendungen für mehr als zwei Implantate pro Kieferhälfte, 
einschließlich vorhandener Implantate, zu deren Aufwendungen Beihilfen oder vergleichbare Leistungen 
aus öffentlichen Kassen gewährt wurden, von der Beihilfefähigkeit ausgeschlossen. 3Dabei sind die 
Gesamtaufwendungen der implantologischen Versorgung entsprechend dem Verhältnis der Zahl der 
nichtbeihilfefähigen Implantate zur Gesamtzahl der Implantate zu mindern. 4Unabhängig von den Sätzen 2 
und 3 sind die Aufwendungen für Suprakonstruktionen im Rahmen der Gebührenordnung für Zahnärzte 
beihilfefähig. 5§ 14 gilt entsprechend.


